
SPIEGEL: Herr Professor, nach dem Unter-
gang der Sowjetunion erklärten Sie die
liberale westliche Demokratie zum einzig
überlebenden Gesellschaftssystem. Jetzt
fürchten Sie, Kapitalismus und Globali-
sierung könnten die Demokratie zerstö-
ren. Eine solche Wende müssen Sie uns
schon erklären.
Fukuyama: Vorsicht mit den Begriffen! Es
gibt noch immer keine Alternative zum
Kapitalismus. Worüber ich mir Gedanken
mache, ist die Suche nach einem gerech-
teren Wirtschaftswachstum. Unsere west-
lichen Gesellschaftsmodelle geraten durch
die Erosion der Mittelklasse massiv unter
Druck. Der technologische Wandel zum
Beispiel hat viele Mittelklasse-Jobs schlicht
überflüssig gemacht. 
SPIEGEL: Deshalb haben westliche Länder
wie die USA und Großbritannien die
Dienstleistungsgesellschaft propagiert. 
Fukuyama: Genau dadurch haben wir uns
aber auch wieder Probleme geschaffen.
Wir dachten, der Globalisierung nur Herr
werden zu können, indem wir gar nichts
mehr selbst produzieren und lieber Dienst -
leistungen anbieten. Darüber haben wir
ganz vergessen, dass der Sozialismus in
den USA nur deswegen kein großes The-

Das Gespräch führten die Redakteure Hans Hoyng und
Gregor Peter Schmitz.

ma war, weil immer genügend Leute den
Einzug in die prosperierende Mittelklas-
se schafften. Das funktioniert nun nicht
mehr, denn die haben in Branchen gear-
beitet, die wir Ländern wie China über-
lassen haben. 
SPIEGEL: Wer heute in der Mittelschicht
noch einen Job hat, verdient real nicht
mehr als vor 30 Jahren. Die Einkommens-
schere klafft so weit auseinander wie nie
zuvor. Welche Auswirkungen hat das auf
das Zusammenleben in unseren Gesell-
schaften? 
Fukuyama: Ganz einfach: Es ist schlecht
für die Demokratie. Wenn Einkommen ei -
nigermaßen gleich verteilt sind, vertrauen
Bürger einander mehr – und es gibt keine
kleine Elite, die privilegierten Zugang zu
Politikern genießt, um so ihre Interessen
durchboxen zu können … 
SPIEGEL: … was auf Dauer die Demokratie
umbringt. 
Fukuyama: Genau, eine Demokratie ohne
starke Mittelklasse neigt zu Populismus,
sie neigt zu Streit, sie kann nicht mehr
vernünftig entscheiden, wem was zuste-
hen soll, sie ist blockiert. In den USA er-
leben wir schon eine Rückkehr des Popu -
lismus, seltsamerweise aber auf der rech-
ten Seite des politischen Spektrums. Fragt
man Mitglieder der radikalen Tea-Party-
Bewegung, was sie von der Regierung
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„Wo bleibt der 
Aufstand von links?“

Der amerikanische Politologe Francis Fukuyama, einst Vordenker
der Neokonservativen, glaubt, dass die Exzesse von Kapi-

talismus und Globalisierung die westliche Demokratie gefährden.

Mit unerwarteter Heftigkeit
diskutieren Amerikaner in diesem Wahl-
kampf die krassen Einkommensunter-
schiede zwischen den Superreichen an
der Spitze und der Mittelklasse, die ge-
gen den Abstieg kämpft. Einer der Wort-
führer dieser Diskussion ist der Politolo-
ge Francis Fukuyama, 59. Durch seinen
Essay „Das Ende der Geschichte“ erlang-
te er 1989 weltweite Berühmtheit. Der
geschichtsphilosophische Text feierte
den demokratischen Kapitalismus als
Endpunkt aller gesellschaftlichen Ent-
wicklung. Inzwischen hält Fukuyama die
vorherrschende Staatsform der west -
lichen Industrienationen für bedroht und
fordert ein Umdenken der Politik.M
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„Activate“. Alle vier Millionen schotti-
schen Wahlberechtigten sind darin er-
fasst, mitsamt den Informationen, ob sie
normalerweise wählen gehen oder nicht.
Das Ganze ist verknüpft mit kommerziell
erhältlichen Marketingdaten zu Einkom-
men, Bildung, Alter und Lebenssituation.
So erfährt Robertson im Detail, wo die
Schlüsselklientel wohnt, die von SNP-Ak-
tivisten überzeugt werden muss: „Wir ha-
ben die beste politische Wahlkampfma-
schinerie in Großbritannien und in ganz
Europa.“

Schottlands jüngste Los-von-England-
Bewegung begann vor drei Jahrzehnten
Fahrt aufzunehmen, als das Land unter
einer machtbewussten Herrscherin litt –
Premierministerin Margaret Thatcher.
Ihre rigide Wirtschaftspolitik trieben auch
in Schottland Bergbau, Werften und die
traditionelle Schwerindustrie in den
Unter gang. In das kollektive Gedächtnis
gruben sich die Thatcher-Jahre ein als
englischer Versuch, Schottland in die Ar-
mut zu treiben und gar zu kolonialisieren. 

Bisher haben die Schotten mit der
SNP-Regierung gute Erfahrungen ge-
macht. In England müssen Studenten von
diesem Jahr an jährlich bis zu 9000 Pfund
an Studiengebühren aufbringen, in
Schottland nichts. Schotten müssen auch
keine Rezeptgebühren zahlen, und selbst
für die Altenpflege kommt der Staat auf.
Im Rest Großbritanniens, zermürbt von
immer neuen Londoner Spardiktaten,
wächst der Neid auf die komfortableren
Verhältnisse im Norden.

Und Salmond verspricht seinen Lands-
leuten ein noch besseres Leben in der
Unabhängigkeit. Unter der Nordsee liege
noch Öl im Wert von mehr als 1000 Mil-
liarden Pfund. Diesen Reichtum müssten
die Schotten nicht länger teilen. 

Noch aber ist es nicht so weit, noch hat
Salmond keine Mehrheit für die Unab-
hängigkeit. Erst wenn der SNP-Chef be-
weisen könnte, dass volle Souveränität
jedem Schotten Vorteile in Höhe von 500
Pfund zusätzlich bringen würde, hätte er
wohl eine Zweidrittelmehrheit sicher.
Nun müssen sich London und Edinburgh
zusammenraufen und die Details zum
 Referendum festlegen. 

Während Salmond durch Zusatzfragen
erreichen möchte, dass Schottland auch
dann größere Selbständigkeit erhält,
wenn er die eigentliche Referendums -
frage verlieren sollte, will der womöglich
letzte Premier Großbritanniens, David
Cameron, das Recht der Schotten, über
ihre Zukunft zu entscheiden, auf ein
simples „Rein“ oder „Raus“ begrenzen.

Separatistenchef Salmond nutzt diese
unnachgiebige Haltung als Beleg für Lon-
doner Arroganz. „Was wir hier wieder se-
hen“, zürnt er, „ist der eklatante Versuch
eines Westminster-Politikers, Schottland
zu drangsalieren und zu kujonieren.“

Marco Evers



halten, sind ihre Gefühle ganz eindeutig:
Sie hassen sie. Sie fühlen sich von den
Eliten im Stich gelassen. Studien zeigen,
dass sozialer Aufstieg in Europa mittler-
weile viel leichter möglich ist als in Ame-
rika. Der amerikanische Traum, es vom
Tellerwäscher zum Millionär zu schaffen,
ist zunehmend genau das: ein Traum.
SPIEGEL: Ist deshalb das Thema soziale
 Gerechtigkeit das beherrschende Wahl -
kampf thema geworden?
Fukuyama: Das Problem ist, dass in den
USA schnell als Klassenkämpfer abge-
stempelt wird, wer solche Probleme an-
spricht. Präsident Barack Obama muss
das gerade erfahren: In seiner Rede zur
Lage der Nation hat er höhere Steuern
für die Reichen gefordert, prompt wird
er als „europäischer Sozialist“ gebrand-
markt. Deswegen ist es so schwer, eine
schlagkräftige linke Bewegung zu for-
men. Bislang ist das nur einmal in der
Geschichte Amerikas gelungen, nach der
Weltwirtschaftskrise Anfang der dreißiger
Jahre. 
SPIEGEL: Was nicht ist, kann ja noch wer-
den: Die jüngste Finanzkrise wurde oft
mit der Weltwirtschaftskrise verglichen. 
Fukuyama: Aber wo bleibt der Aufstand
von links? Diese Weltfinanzkrise begann
an der Wall Street, sie wurde möglich,

weil die Kontrolle der Finanzmärkte
 systematisch abgeschafft wurde – wie es
rechte US-Ideologen stets gefordert hat-
ten. Sie hat einfache Leute ungeheuer
schwer getroffen, während reiche Mit -
arbeiter des Finanzsektors dank Staats-
hilfe zu Krisengewinnlern wurden. Wenn
das nicht zu einem Aufstand der Linken
führt, was dann? Ich hatte eine Art linke
Tea Party erwartet. 
SPIEGEL: Könnte die Occupy-Wall-Street-
Bewegung ein Vorbote sein? 
Fukuyama: Ach was. Diese Bewegung neh-
me ich nicht ernst. Das sind doch zum
großen Teil dieselben Leute, die schon
1999 in Seattle gegen die Welthandels -
organisation protestiert haben. Antikapi -
talisten ohne neue Vorstellungen. 
SPIEGEL: Was hat denn die Mobilisierung
einer neuen Linken verhindert? 
Fukuyama: Die amerikanische Notenbank
und das Finanzministerium haben in der
jüngsten Krise entschieden eingegriffen
und es nicht zu den Auswüchsen der
 dreißiger Jahre kommen lassen, als über
20 Prozent der Amerikaner ohne Arbeit
dastanden. Damals konnte Präsident
Franklin D. Roosevelt die großen Ban-
ken aufspalten – und niemand wagte zu
protestieren, weil die Not so gewaltig war.
Ich glaube, dass man Goldman Sachs,

 die  Citigroup oder die Bank of America
jetzt wieder aufteilen müsste, um den
 Finanzsektor neu zu ordnen. Sie müss-
ten in kleinere Einheiten zerteilt werden,
die dann bei schlechtem Wirtschaften
auch bankrottgehen könnten. Sie wären
nicht mehr „too big to fail“, was sie der-
zeit quasi unantastbar macht. Leider hat
es einen solchen mutigen Schritt nicht
 gegeben. 
SPIEGEL: Ist Präsident Obama einfach nicht
durchsetzungsstark genug? 
Fukuyama: Obama bot sich eine große Ge-
legenheit am Anfang der Krise, als sogar
„Newsweek“ titelte: „Jetzt sind wir alle
Sozialisten“. Damals hätte er die großen
Banken verstaatlichen und stückweise
verkaufen können. Aber die Weltsicht
seiner Regierung wurde schon damals vor
allem davon geprägt, was die großen
Wall-Street-Banken wollen. 
SPIEGEL: Mit anderen Worten: Obama und
seine wichtigsten Berater wie Finanz -
minister Timothy Geithner – selbst früher
ein prominenter Notenbanker – sind Teil
ebenjenes einen Prozents, gegen das sich
heute der Protest richtet. 
Fukuyama: Natürlich gehören sie zu diesem
einen Prozent, und ihre Freunde auch.
Goldman-Sachs-Chef Lloyd Blankfein hat
sich während der Finanzkrise Dutzende

d e r  s p i e g e l  5 / 2 0 1 2 87

ETHAN MILLER / AFP
Präsident Obama bei einer Rede zur Immobilienkrise in Las Vegas 2011: „Als europäischer Sozialist gebrandmarkt“



Male mit Geithner beraten. Das beein-
flusst noch heute die Debatten im Wei-
ßen Haus. 
SPIEGEL: Wollen Sie ernsthaft sagen, Re-
publikaner seien weniger Wall-Street-
freundlich? 
Fukuyama: Keineswegs. Wall Street hat die
Konservativen bereits fest in der Tasche.
Aber die wichtigere Frage ist doch: War -
um stimmen gerade auch die nicht so rei-
chen Wähler für die Rechten – obwohl
denen ihre Interessen völlig egal sind?
Das muss an der Anti-Staats-Ideologie lie -
gen, die in Amerikas Geschichte tief ver-
wurzelt ist. Viele Wähler mögen einfach,
dass die Republikaner gegen Eliten pol-
tern – also wählen sie sie, selbst wenn sie
dadurch den Wirtschaftseliten helfen. 
SPIEGEL: Warum erreicht Präsident Obama
diese frustrierten Menschen nicht? 
Fukuyama: Weil er keine Vision für eine
neue Wirtschaftsordnung anbieten kann.
Obama spricht immer nur über eine Rück-
kehr zum klassischen linken Wohlfahrts-

staat, als ob wir noch in den siebziger Jah-
ren leben würden: mehr Staat, mehr Ge-
werkschaften, Globalisierung ist böse. 
SPIEGEL: Was sollte er sonst tun?
Fukuyama: Ich sage das nicht, weil Sie für
ein deutsches Magazin arbeiten: Aber
Deutschlands Wirtschaftsmodell könnte
für Amerika durchaus ein Vorbild sein.
Deutschland hat es geschafft, weiterhin
im eigenen Land Produkte herzustellen,
die der Rest der Welt kaufen will. Da-
durch haben Sie Ihre Mittelschicht viel
besser geschützt als wir. 
SPIEGEL: Gerhard Schröders Agenda 2010
sollte Vorbild für die US-Linke werden? 
Fukuyama: Die deutschen Sozialdemokra-
ten haben den Arbeitsmarkt flexibler ge-
macht und den Sozialstaat wettbewerbs-
tauglich. Das alte Mantra „Mehr Staat“
existiert in dieser Form in Deutschland
nicht mehr. Das ist schon eine Leistung –
und dass nichts ähnliches in Italien oder

Frankreich geschehen ist, ist eine der Ur-
sachen der aktuellen Euro-Krise. 
SPIEGEL: Gehört zum Schutz der Mittel-
klasse auch eine neue Form des Protek-
tionismus? 
Fukuyama: Der Westen hätte niemals zu-
lassen dürfen, dass China Werkbank der
ganzen Welt wird. Die Chinesen haben
westliche Staaten geschickt gegeneinan-
der ausgespielt und sich so günstig deren
Technologie gesichert. Jedes Land dachte:
„Wenn ich noch ein bisschen verdienen
will, muss ich jetzt mit ihnen ins Geschäft
kommen, auch wenn sie mich über den
Tisch ziehen und meine Innovationen
klauen.“ Wir hätten nicht so feige gegen-
über China auftreten dürfen.
SPIEGEL: Lässt sich dieser Trend noch um-
kehren? 
Fukuyama: Zumindest in den USA ist es zu
spät. Alle wichtigen verarbeitenden Indu -
strien sind längst in chinesischer Hand.
SPIEGEL: Auch Europas Politiker wirken
heute in der Schuldenkrise ziemlich hilf-

los. Können Politiker in den westlichen
Demokratien überhaupt noch führen –
oder diktieren die mächtigen Finanz-
märkte den Weg? 
Fukuyama: Dass politische Führung so
schwierig geworden ist, liegt ja nicht nur
an den Finanzmärkten. Alle modernen
Demokratien haben eine große Schwäche:
Jede Interessengruppe boxt ihre eigenen
Anliegen rücksichtslos durch. Schauen
Sie nach Griechenland – Apotheker, ärz-
te oder Architekten haben dort durch -
gesetzt, dass sie ihre Preise selbst fest -
legen und so kräftig abkassieren konn-
ten. Gleichzeitig drückten sie sich vor
Steuern. Das musste ja zum Staatsbank-
rott führen. 
SPIEGEL: Technokraten und Berater, die
von niemandem gewählt wurden, sollen
jetzt Griechenlands Schludersystem ent -
rümpeln. Ist das überhaupt noch demo-
kratisch? 

Fukuyama: Ich wette, dass Griechenland
die Euro-Zone bald verlässt. Egal, wie
geschickt man es anstellt: Griechenlands
Bürger werden nach einiger Zeit jede Ein-
mischung als Aufoktroyierung einer Poli -
tik verstehen, die sie nicht wollen. Oder
glauben Sie ernsthaft, dass Griechen auf
einmal wie Deutsche werden? 
SPIEGEL: Kann Europa in seinem verzwei-
felten Euro-Rettungsversuch überhaupt
demokratisch bleiben?
Fukuyama: War es das denn jemals? Eliten
haben immer Europas Einigungsprozess
bestimmt. Bester Beweis: Jedes Mal, wenn
ein Land in einem Referendum weitere
Einigungspläne ablehnte …
SPIEGEL: … wurde diese Abstimmung ein-
fach wiederholt.
Fukuyama: Genau, EU-Eliten sagten den
rebellischen Bürgern: „Oh, das habt ihr
noch nicht richtig verstanden. Wir stim-
men einfach immer wieder ab, bis ihr das
einseht.“ In fast jedem europäischen Land
existieren mittlerweile bedeutende rech-
te Protestparteien, von Ungarn bis Nor-
wegen. Sie sind gegen die EU, gegen Ein-
wanderer, gegen Europas Eliten – und
 sie haben Erfolg, weil sich viele Wähler
von ihren Politikern nicht mehr vertreten
fühlen.
SPIEGEL: Autoritäre Systeme scheinen da-
gegen immer beliebter zu werden. Wenn
deutsche Geschäftsleute China bereisen,
schwärmen sie nach der Rückkehr, wie
schnell dort Entscheidungen fallen.
Fukuyama: Amerikanische Geschäftsleute
sagen das auch. Natürlich sind sie beein-
druckt, wenn sie sehen, wie in Peking in
kürzester Zeit Zusagen für gewaltige
 Investitionsprojekte erfolgen. Vor allem,
weil Politiker in Europa und den USA ja
gar nicht mehr zu solchen Entscheidun-
gen fähig scheinen.
SPIEGEL: Also ist das autoritäre chinesische
Modell auch ein neues weltweites Vorbild
– was Ihrer These vom westlichen Export-
schlager Demokratie aus dem „Ende der
Geschichte“ fundamental widerspricht. 
Fukuyama: Einspruch: Chinas Modell taugt
nicht zum weltweiten Vorbild. Unser
westliches System weist eklatante Schwä-
chen auf, aber das chinesische funktio-
niert auch nicht. Es ist zutiefst unfair und
unmoralisch. Jedem Bürger kann binnen
Sekunden alles weggenommen werden,
ohne dass er etwas dagegen tun kann.
Korruption ist omnipräsent, überall in
China gibt es schon Proteste … 
SPIEGEL: … die wiederum bei den Regie-
renden ängste vor einem chinesischen
Frühling schüren.
Fukuyama: Sobald das Wirtschaftswachs-
tum zu lahmen beginnt, wird sich dieser
Frust Bahn brechen. Nein, die westliche
Demokratie ist immer noch das einzige
globale Erfolgsmodell, allen Schwächen
zum Trotz. 
SPIEGEL: Herr Professor, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.

Ausland
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US-Arbeitslose auf Jobsuche: „Deutschlands Wirtschaftsmodell könnte Vorbild sein“


